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Im Fokus der Weltpolitik stehen seit 

Tagen Berichte über einen möglichen 

Militärschlag der USA gegen Syrien. 

Der deutschen  Außenpolitik wird vor-

geworfen, keine Verantwortung zu 

übernehmen und keine eindeutige Po-

sition zu beziehen. Währenddessen 

versuchen tausende von Menschen 

aus Syrien zu fliehen und Asyl in Euro-

pa zu bekommen, ca. 40.000 Sy-

rer_innen haben bisher Asylanträge in 

Europa gestellt. In Berlin wurde letzten 

Donnerstag entschieden,  dennoch bei 

einer Aufnahmezahl von maximal 

5.000 Flüchtlingen zu bleiben. Mehrere 

Bundesländer haben sich jedoch ent-

schlossen, darüber hinaus weitere 

Flüchtlinge aus Syrien aufzunehmen. 

Was zunächst gut und einfach klingt, 

ist jedoch keineswegs unproblema-

tisch: Nur wer bereits Verwandte in 

Deutschland hat, die für den Lebensun-

terhalt aufkommen können, wird auf-

genommen. In klaren Worten:  

Wer wohlhabende Verwandte hat, hat 

größere Chancen zu überleben. 

Darüber hinaus kommt es auch bun-

desweit mancherorts zu Wiederstän-

den gegen geplante Flüchtlingsunter-

künfte. Besonders besorgniserregend 

sind die massiven Proteste im Berliner  

Bezirk Marzahn-Hellersdorf, wo rund 

150  Rechtsextreme  aufmarschierten,  

um gegen die Neueinrichtung einer 

Asylunterkunft zu protestieren. Die Zahl 

der Gegendemonstrant_innen, die ihre 

Solidarität mit den Flüchtlingen bekun-

deten, betrug 750 -  immerhin. Aber 

auch hier in Rheinland-Pfalz gibt es 

laute Proteste gegen die Unterbringung 

von Flüchtlingen. So wurden in Mainz-

Bretzenheim 180 Unterschriften gegen 

die Ansiedlung von Flüchtlingen im 

SPAZ“-Gebäude gesammelt. Bei der 

Begründung distanziert man sich von 

rechtspopulistischen Argumenten und 

betont die Notwendigkeit eines Kinder-

gartens an dieser Stelle vor. In Mainz-

Gonsenheim waren die Proteste einiger 

Bürger_innen gegen die Unterbringung in 

der ehemaligen Pension Waldhorn erfolg-

reich, die Unterbringung von 140 Flücht-

lingen erfolgt nun in der Zwerchallee, was 

eine Reaktivierung der einstiegen Notun-

terkunft im Gewerbegebiet bedeutet, wel-

che nun renoviert werden soll. 

Die katastrophalen Zustände von Sam-

melunterkünften werden seit Jahren 

massiv von Flüchtlingsorganisationen kri-

tisiert. Oftmals kommt zu einer schlech-

ten Ausstattung der Räumlichkeiten die 

schlechte Infrastruktur, was die Möglich-

keit auf soziale Teilhabe und ein men-

schenwürdiges verhindert. 

Doch wird jetzt auch deutlich, dezentrale 

Unterbringungen in Wohngebieten sto-

ßen auf erschreckenden Widerstand in 

der Bevölkerung. Dabei werden mal 

mehr, mal weniger offen rassistischen 

Ressentiments und Vorurteile geäußert, 

die an die 90 Jahre erinnern.  Dabei soll-

ten gerade Menschen die auf der Flucht 

sind, nicht auch noch in dem Land, in 

dem sie Schutz suchen, Anfeindungen, 

Gewalt, Vorbehalten und Ablehnung 

ausgesetzt sein. Statt Protest, sind Lö-

sungen nötig, wie sich angemessene Un-

terkünfte finden und gestalten lassen. 

Diese sollten vor allem gewissen Stan-

dards entsprechen die ein menschen-

würdiges Leben ermöglichen, statt es zu 

verhindern. Es ist deshalb nur zu begrü-

ßen, dass viele zivilgesellschaftliche Or-

ganisationen sowie Politiker_innen  für 

ein Willkommen und eine Solidarität mit 

Menschen auf der Flucht aufrufen und öf-

fentlich Stellung beziehen.  

Die AGARP fordert deswegen klar dazu 

auf: Lassen Sie uns gemeinsam das 

Willkommen lauter machen als den Pro-

test!  

  Ihr AGARP-Redaktionsteam 
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Finanzielle Unterstützung für Optionspflichtige 

Neuer Rechtshilfefonds eingerichtet 

 

Von der Bertelsmann-Stiftung, der 

Evangelischen Kirche, dem Diakoni-

schen Werk in Hessen und Nassau, 

der IG Metall, der Open Society Jus-

tice Initiative und dem Interkulturellen 

Rat wurde ein Rechtshilfefonds zur 

Unterstützung von optionspflichtigen 

Kindern ausländischer Eltern einge-

richtet. Verfahrensbevollmächtigte 

Rechtsanwälte können bei dem Fonds 

für ihre Mandant_innen finanzielle Un-

terstützung für die vorgerichtliche Ver-  

tretung im Optionsverfahren oder für 

ein verwaltungsgerichtliches Verfahren 

beantragen. 

Mit der Einrichtung dieses Rechtshilfe-

fonds soll die anwaltliche Vertretung 

von Betroffenen im Verwaltungsver-

fahren oder auf dem Klageweg unter-

stützt werden. Die beteiligten Organi-

sationen wollen damit auch dazu bei-

tragen, dass einige der vielen offenen 

Rechtsfragen im Zusammenhang mit 

der Optionspflicht beantwortet werden.  

Zugleich wollen sie durch die Doku-

mentation von Einzelfällen deutlich 

machen, dass die Optionspflicht im 

Staatsangehörigkeitsrecht eine Un-

gleichbehandlung darstellt, die in ei-

nem modernen Einwanderungsland 

keine Zukunft haben darf. Anträge auf 

Unterstützung durch den Rechtshilfe-

fonds für Optionspflichtige können 

beim Interkulturellen Rat gestellt wer-

den. Weitere Informationen und das 

Antragsformular finden Sie hier.  

Buchtipp 

Navid Kermani: Wer ist wir? Deutschland und seine Muslime 

"Ich bin Mus-

lim, ja, aber 

ich bin auch 

vieles andere. 

Der Satz 'Ich 

bin Muslim' 

wird also in 

dem Augen-

blick falsch, ja 

geradezu ide-

ologisch, wo 

ich mich ausschließlich als Muslim de-

finiere - oder definiert werde.  Deshalb 

stört es mich auch, dass die gesamte  

Integrationsdebatte sich häufig auf ein 

Für und Wider des Islams reduziert - 

als ob die Einwanderer nichts anders 

seien als Muslime. 

Damit werden alle anderen Eigen-

schaften und Faktoren ausgeblendet, 

die ebenfalls wichtig sind: woher sie 

stammen, wo sie aufgewachsen sind, 

wie sie erzogen werden, was sie ge-

lernt haben." 

Das Buch ist eine Absage an die Eng-

stirnigkeit der hierzulande verbreiteten 

so genannten "Islamdiskussion". 

Kermani liefert hierzu keine neuen 

Thesen, er diskutiert überhaupt nicht 

mit. Statt dessen verlässt er das Ras-

ter ihrer festgefahrenen Fragestellun-

gen und erinnert an ein gemeinsames 

Ziel: ein Europa zu schaffen, das die 

Werte der Aufklärung realisiert. Dabei 

gelingt es ihm, auch dank eines her-

vorragenden Schreibstils, die Le-

ser_innen  mitzunehmen. Absolut 

empfehlenswert! 

Bestellinfos: 170 Seiten, Beck; Aufla-

ge: 2.,ISBN-13: 978-3406577598  

                       
13.09.2013 ACHTUNG VERSCHOBEN  auf Frühjahr 2014!!! Fachtagung "Kompetente Partner_innen vor Ort - 

Beiräte für Migration und Integration", Nürnberg, 11.00-16.00 Uhr. Nähere Infos hier !  

 
14.09.2013       Family Öztürk - Deutscher als du denkst! Bad Neuenahr-Ahrweiler, 19 Uhr. Nähere Infos hier !  

 
18.09.2013       Politische Partizipation - Teilhabe und Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern mit Migrations-

hintergrund an politischen Willensbildungs- und  Entscheidungsprozessen,  Alzey, 17.00-20.30 Uhr. 

Nähre Infos hier ! 
 
21.09.2013  Bundesweite Auftaktveranstaltung der Interkulturellen Woche, Kiel, 12.00-19-30 Uhr. Nähere Infos 

hier !  
 
21.09.2013 Freundschaftsfest, Betzdorf, 12.00-18.00 Uhr, Nähere Infos hier !  
 
26.09.2013 Vorbereitungstagung „Internationale Wochen gegen Rassismus 2014“, Frankfurt/M., 11.00-16.00 

Uhr. Nähere Infos hier ! 
 
27.09.2013 „Antragskonzept und Finanzierung von MSO-Projekten“, Qualifizierung von MigraMundi in Wiesba-

den, 12.00-19.00 Uhr und 9.00-17.00 Uhr. Nähere Infos hier !  
 
28.09.2013 Theaterstück „Almanya Ich liebe Dich“, Eisenberg / Pfalz, Bislang keine näheren Infos ! 
 
26.10.2013       AGARP-Delegiertenversammlung, Koblenz, 13.00-17.00 Uhr. Nähere Infos hier ! 

Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine  

http://www.interkultureller-rat.de/
http://www.agarp.de/cms/
http://www.bad-neuenahr-ahrweiler.de/sv_bad_neuenahr_ahrweiler/Aktuelles/Aktuelles/Familye%20%C3%96zt%C3%BCrk%20-%20Deutscher%20als%20du%20denkst!/
http://www.agarp.de/cms/images/2-folder_toleranz2013.pdf
http://www.interkulturellewoche.de/veranstaltung/2013/kiel/bundesweiter-auftakt-zur-interkulturellen-woche-2013-kiel
http://www.betzdorf.de/stepone/data/downloads/80/03/00/Programm_zum_Freundschaftsfest.pdf
http://www.internationale-wochen-gegen-rassismus.de/
http://www.migramundi.de/anhaenge/anhaenge/MigraMundi_Fortbildung_2013_2.pdf
http://www.agarp.de/cms/
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Racial Profiling 

Forderung nach einer Gesetzesänderung 

Die Praxis des sogenannten „Raci-

al/Ethnic Profiling“ beschreibt die dis-

kriminierende Verwendung von Zu-

schreibungen (wie ethnische Zugehö-

rigkeit, Hautfarbe, nationale Herkunft 

oder Religion) als Grundlage für Iden-

titätskontrollen und Durchsuchungen 

ohne konkretes Indiz durch die Polizei. 

Im Juli demonstrierten Menschen in 

Hamburg gegen Polizeigewalt, Ver-

treibung und verdachtsunabhängige 

Kontrollen aufgrund rassistischer Zu-

schreibungen, weil die Polizei domi-

nierend Jugendliche mit Migrationshin-

tergrund  ins Visier nimmt. Auch in Of-

fenbach kam es vor einigen Wochen 

zu Auseinandersetzungen zwischen  

Jugendlichen mit Migrationsgeschichte 

und der Polizei. 

Eine Petition von der ISD (Initiative  

Schwarzer Menschen  in Deutschland) 

und dem Büro zur Umsetzung von 

Gleichbehandlung (BUG) zu diesem 

Thema wurde schon im letzten Jahr 

beim Petitionsausschuss des Bundes-

tags  eingereicht. Nun hat die ISD ge-

meinsam mit der Kampagne für Opfer 

rassistischer Polizeigewalt (KOP) eine 

Beschwerdebrief-Kampagne ins Le-

ben gerufen, um Rassismus bei der 

Polizei aufzudecken, bei der Betroffe-

ne oder Zeugen ihre Stimme erheben 

können. Mehr zum Beschwerdebrief 

erfahren Sie hier. 

Dr. Hendrik Cremer vom Deutschen 

Institut für Menschenrechte zeigt in 

seiner Studie „Racial Profiling“ – Men-

schenrechtswidrige Personenkontrol-

len nach §22 Abs. 1 a Bundespolizei-

gesetz- auf, dass diese Methode der  

Durchführung von Personenkontrollen 

verfassungswidrig und europarechts-

widrig ist. Sie verstoße gegen das 

Diskriminierungsgesetz in Art. 3 Abs. 

3 GG und gegen den Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV). Nicht die Polizei ist hierbei 

verantwortlich für ihr Handeln, son-

dern der Staat, laut Cremer. Die Poli-

zei erliege lediglich den gesetzlichen 

Ermächtigungsgrundlagen, die die 

Durchführung von verdachtsunabhän-

gigen Polizeikontrollen erlaube. Des-

halb fordert Cremer die Streichung 

des § 22 A1a des Bundespolizeige-

setzes der Bundesregierung, die die 

Polizei zu diesem Verhalten ermäch-

tigt. Deshalb muss sich die Politik in 

Bund und Ländern dieser Aufgabe 

stellen. Mehr zur Studie hier. 

Freiburger Wahlkreis 100% e.V. lädt ein!  

Partizipationskongress vom 20.09-22.09.13 in Freiburg 

Die Freiburger Initiative veranstaltet 

am Wochenende der Bundestagswahl 

eine etwas andere Wahlveranstaltung. 

Im Mittelpunkt des Kongresses steht 

die Frage: Wie können Menschen auf 

Augenhöhe und gleichberechtigt Ein-

fluss auf die politischen Entwicklungen 

und Entscheidungen nehmen, wenn  

sie nicht über die Staatsanghörigkeit 

des Ankunftslandes verfügen und da-

mit vom Wahlrecht ausgeschlossen 

sind?Die Veranstaltung setzt sich mit 

den unterschiedlichen Wahlmodellen 

auseinander etwa mit Erfahrungen der 

New Yorker Frauenwahlrechts-

Bewegung. Zentral sind Austausch 

 

von Praxiserfahrungen sowie die Er-

arbeitung von Strategien und Metho-

den in den Workshops. Schließlich 

findet am Wahlsonntag eine symboli-

sche Wahl im Rahmen des Kongres-

ses statt. Für mehr Informationen sie-

he hier!  

 

Aktiv gegen Diskriminierung von Muslim_innen 

Netzwerk dokumentiert Diskriminierungsfälle und unterstützt Betroffene  

Das Netzwerk gegen Diskriminierung 

von Muslimen in Berlin  geht  aktiv ge-

gen Diskriminierung von Muslim_innen 

vor.  Das Projekt verfolgt einen Em-

powerment Ansatz. Ziel ist es, bei Be-

troffenen das Bewusstsein, gleichbe-

rechtigt zu sein zu stärken, sowie 

Handlungsoptionen im Falle von Dis-

kriminierung aufzuzeigen. 

Die Netzwerkmitglieder gehen in Mo-

scheen und muslimischen Einrichtun-

gen, informieren über ihr Angebot und 

führen Seminare zur Stärkung  von 

Betroffenen durch. Dabei wird von den 

Erfahrungen der  Teilnehmer_innen 

ausgegangen und Aufklärung über die 

rechtlichen Grundlagen sowie Informa-

tion über die bestehende Unterstüt-

zungs- und Beratungsinfrastruktur an-

geboten. Vertreter_innen der muslimi-

schen Gemeinden werden als Antidis-

kriminierungsbeauftragte ausgebildet, 

damit sie als erste Ansprechpart-

ner_innen in ihrer jeweiligen Gemein-

de tätig werden können, Fälle doku-

mentieren und bei Bedarf an das 

Netzwerk weiter leiten. 

Das Netzwerk gegen Diskriminierung 

von Muslimen dokumentiert Fälle von 

Diskriminierung und wertet diese aus, 

um so einen vertieften Einblick in die 

Problemlage zu bekommen, ohne An-

spruch auf Repräsentativität zu erhe-

ben. Durch die Veröffentlichung der 

Ergebnisse und Erfahrungen wird 

Diskriminierung sichtbar gemacht.  

Ein Beirat begleitet und unterstützt 

das Projekt beratend mit der Expertise 

seiner Einzelmitglieder. Zusammen-

gesetzt ist der Beirat mit Vertretern 

aus Senatsverwaltungen, Bezirksver-

waltung, Muslimischen Vereinen und 

Antidiskriminierungsvereinen.  

Weitere Informationen finden Sie hier. 

http://neu.isdonline.de/?s=Beschwerdebrief+Kampagne
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/publikationen/detailansicht.html?tx_commerce_pi1%5bshowUid%5d=417
http://wahlkreis100.de/sites/home.htm
http://www.netzwerkdiskriminierung.de/
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Aktionswochen gegen Antisemitismus 2013 

Aufruf zur Durchführung von Veranstaltungen zwischen Ende Oktober und Mitte De-
zember 

Die Amadeo-Antonio Stiftung koordi-

niert die Aktionswochen gegen Anti-

semitismus, und regt dazu an, Veran-

staltungen gegen Antisemitismus bun-

desweit durchzuführen. Mit der Betei-

ligung an den Aktionswochen wird ein 

deutliches Zeichen gegen Antisemi-

tismus und für eine starke Zivilgesell-

schaft gesetzt.  

Interessierte Initiativen und Einzelper-

sonen können sich mit Veranstaltun-

gen unterschiedlichster Art beteiligen. 

Die Amadeo-Antonio-Stiftung berät 

und unterstützt bei der Planung und 

Durchführung, und bewirbt die Veran-

staltung bundesweit. Auf der Home-

page wird ein Veranstaltungskalender  

veröffentlicht,  in dem alle gemeldeten 
Veranstaltungen nach Bundesländern 
sortiert aufgeführt werden. 
 

Die Aktionswochen gegen Antisemi-
tismus sind die bundesweit größte 
Kampagne gegen Antisemitismus. 

 

 
 
Das Ziel dieser Initiative ist es, an vie-
len Orten gleichzeitig rund um den 9.  

November ein breites Spektrum von 
Veranstaltungen gegen Antisemitis-
mus zu organisieren, zu vernetzen 
und Diskussionen über verschiedene 
Facetten des Problems zu initiieren. 

Es wird ein gemeinsames Aktionswo-

chenplakat geben, auf dem alle betei-

ligten Initiativen abgedruckt sind. Die 

Plakate werden an alle Partner_innen 

zur Bewerbung der eigenen Veran-

staltungen kostenlos verschickt. 

Alle Initiativen, die sich an den Akti-

onswochen beteiligen wollen und auf 

dem gemeinsamen Aktionswochen-

plakat gedruckt werden möchten, soll-

ten dies bis zum 10. Oktober der 

Amadeo-Antonio-Stiftung mitteilen. 

Weitere Informationen hier.  

 

„Anerkennen statt Ausgrenzen“ 

Vorbereitungstagung der Internationalen Wochen gegen Rassismus 2014  

am 26. September in Frankfurt am Main 

Der Interkulturelle Rat in Deutschland 

richtet die Tagung mit dem Ziel aus, 

gemeinsam mit Teilnehmenden zu 

diskutieren, wie das diesjährige Motto 

„Anerkennen statt Ausgrenzen“ in den  

unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Bereichen im Rahmen der Interkultu-

rellen Wochen gegen Rassismus um-

gesetzt werden kann. Nach Impulsvor-

trägen am Vormittag wird es für die 

Teilnehmenden am Nachmittag die 

Möglichkeit geben, an Thementischen 

mit verschiedenen Expert_innen ins 

Gespräch zu kommen, die sich aktiv 

mit Handlungsstrategien gegen Ras-

sismus in seinen unterschiedlichen 

Ausprägungen beschäftigen. Mehr In-

formationen finden Sie hier! 

Serviceorientierung von Ausländerbehörden  

Ergebnisse der Erhebung der Ausgangs- und Bedarfslage 

Das Ministerium für Integration, Fami-

lie, Kinder, Jugend und Frauen Rhein-

land-Pfalz (MIFKJF) hat  Ende 2012, 

die Studie „Erhebung der Ausgangs- 

und Bedarfslage von Ausländerbehör-

den im Hinblick auf Maßnahmen zur 

Stärkung ihrer Serviceorientierung und 

interkulturellen Ausrichtung" in Auftrag 

gegeben. Die Ergebnisse liegen nun  

vor und zeigen,  welche Faktoren aus 

Sicht der Ausländerbehörde die Neu-

ausrichtung erschweren und welche 

Maßnahmen aus Sicht der Behörde 

erforderlich sind, um die  Ausrichtung 

zu verbessern.  Die Erkenntnisse ba-

sieren auf Telefoninterviews mit Lei-

tungspersonen und Gruppendiskussi-

onen mit Mitar beiter_innen. Dabei 

wurden u.a. Aspekte wie: Zukunftsvor-

stellungen, Personelle Voraussetzungen 

Bild in der Öffentlichkeit, Umgang mit 

Beschwerden, integrationspolitische 

Ziele, Überwindung sprachlicher Bar-

rieren, Kooperation mit anderen Akt-

euren, untersucht.  

Die Durchführung der Studie erfolgte 

durch das Institut für Sozialpädagogi-

sche Forschung Mainz e.V. und 

Schneider Organisationsberatung. 

Mehr Informationen finden Sie hier! 

http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/die-stiftung-aktiv/kampagnen/aktionswochen-gegen-antisemitismus/
http://www.internationale-wochen-gegen-rassismus.de/
http://mifkjf.rlp.de/fileadmin/mifkjf/Integration/Themen/Bericht_Weiterentwicklung_Interkulturelle_Oeffnung.pdf
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Muslime und Roma sind erstmals im Rundfunkrat des SWR vertreten 

Novum für eine öffentlich-rechtliche Anstalt  

Nach dem neuen SWR Staatsvertrag 

gehören Vertretungen von Muslimen 

und Roma dem Rundfunkrat an. Der 

Sender unterschrieb mit den Minis-

terpräsidenten der Länder Baden-

Württemberg und Rheinland-Pfalz, 

Winfried Kretschmann (Grüne) und 

Malu Dreyer (SPD) einen neuen 

Staatsvertrag, der ab Januar 2014 in 

Kraft tritt.  

Danach ziehen sich die Landesregie-

rungen von Baden-Württemberg und 

Rheinland-Pfalz aus dem Rundfunk-

rat zurück. Die Zusammensetzung 

des 74-köpfigen Kontrollgremiums 

verändert sich zugunsten von Um-

weltverbänden, Gewerkschaften und  

Minderheiten. So sollen dem Rund-

funkrat vom Jahreswechsel an erst-

mals Sinti und Roma sowie Muslime 

angehören. Die Pluralität der heuti-

gen Gesellschaft solle sich in dem 

Gremium widerspiegeln, so Kretsch-

mann. Ministerpräsidentin Dreyer be-

schrieb die Aufnahme von Vertretun-

gen der Muslime und der Roma als 

bedeutenden Meilenstein.  

Der Rundfunkrat ist das oberste Pro-

grammkontrollgremium beim öffent-

lich-rechtlichen Rundfunk. Er be-

stimmt nicht die Programmplanung, 

überwacht aber,  dass die Anstalten 

ihren gesetzlichen Sende- und Kul-

turauftrag einhalten. 

Überdies soll er durch seine Besetzung 

garantieren, dass die Programme allen 

gesellschaftlich relevanten Gruppen of-

fen stehen. 

Zudem gab der Sender bekannt, dass 

nach einer internen Umfrage etwas 

mehr als 19 Prozent aller Beschäftigten 

des Südwestrundfunks (SWR) Migrati-

onsgeschichte haben. Dieser Prozent-

satz entspricht in etwa auch dem Anteil 

auf Bundesebene (19,5 Prozent); in 

Baden-Württemberg sind es 25 Prozent 

und in Rheinland-Pfalz knapp 19 Pro-

zent. Jedoch wurde nicht mitgeteilt, in 

welcher Funktion die Beschäftigten mit 

Migrationsgeschichte tätig sind.  

 

Neukonzeption der GfA Ingelheim 

Oberstes Ziel: Abschiebungshaft abschaffen 

Am 9. Juli 2013 wurde im MIFKJF 

von Integrationsministerin Irene Alt 

ein neues Konzept für die Abschie-

bungshaft in Rheinland-Pfalz vorge-

stellt. Alt betonte, die Abschiebungs-

haft abzuschaffen, habe weiterhin 

Priorität. Durch eine Bundesratsinitia-

tive soll dieses Ziel weiter verfolgt 

werden. So lange es aber nicht um-

gesetzt werden könne, gelte es, die 

Inhaftierung zu vermeiden oder aber 

so human wie möglich zu gestalten. 

Bereits am 21. Februar hatte die Mi-

nisterin darauf hingewiesen, dass 

Abschiebungshaft nicht gleich Straf-

vollzug bedeute. Daher hat der Run-

de Tisch Ingelheim, der aus Akteu-

rinnen und Akteuren der Politik, 

Glaubensgemeinschaften und NGOs 

besteht, einen Maßnahmenkatalog  

 

erstellt, der die Haft so human wie 

möglich gestalten soll. Bereits in den 

letzten zwei Jahren konnte der Run-

de Tisch einige Maßnahmen umset-

zen. So gibt es mittlerweile mehr 

Freizeit- und Rückzugsräume, die 

Beratungsangebote wurden erweitert 

und die Räumlichkeiten freundlicher 

gestaltet. Die Gewahrsamseinrich-

tung für Ausreisepflichtige (GfA) 

Ingelheim, die vor zwölf Jahren für 

Rheinland-Pfalz und das Saarland in 

Betrieb genommen wurde, ist für 152 

Insassen ausgelegt. Selten sind mehr 

als ein Viertel aller Plätze vergeben. 

Die Häftlinge haben die Gelegenheit, 

für einen Betrag von 1,02€ kleine Tä-

tigkeiten zu übernehmen.  

Die rheinland-pfälzische Landesre-

gierung setzt gleichzeitig auf Ab- 

schiebungshaftvermeidung. 

Die Methoden liegen in der Beratung 

zur geförderten Rückkehr und Fortbil-

dungen von Vertreterinnen und Vertre-

tern beteiligter Behörden. Außerdem 

gibt es einen ersten Teilerlass zur Ver-

meidung der Inhaftnahme von beson-

ders schutzbedürftigen Personengrup-

pen. Dieser Erlass schließt alte Men-

schen, Alleinerziehende, Familien mit 

minderjährigen Kindern oder psychisch 

Kranke ein. Trotzdem sind diese Maß-

nahmen keine Ziele. Oberstes Ziel 

bleibt die Abschaffung der Abschie-

bungshaft. Doch so lange ein entspre-

chendes Bundesgesetz dem im Weg 

steht, können nur, laut Irene Alt, „die 

Haftbindungen so menschenwürdig und 

offen wie irgend möglich gestaltet wer-

den.“ 
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Neues muslimisches Jugendbildungsangebot in Mainz 

Vermittlung von theologischem Wissen und Kompetenztraining 

Seit Anfang September gibt es das 
neue Jugendbildungsangebot „Kom-
pass – Muslimische Jugendbildung“ in 
Mainz. Es geht dabei um die Vermitt-
lung von theologischem Wissen über 
den Islam und andere Religionen, so-
wie um die Kompetenzstärkung der 
Jugendlichen. 
Trainiert werden u. a. die Kommunika- 

tionsfähigkeit, sowie selbstorganisier-

tes und kooperatives Lernen und Ar-

beiten.  

Das von der Dipl. Pädagogin, Frau 
Misbah Arshad entwickelte Konzept 
„Kompass“ ist innovativ, da es religiö-
se Bildung und Kompetenztraining 
verknüpft. Zur ersten Erprobung des 
Konzepts hat das Islamische Kultur 

Zentrum der Bosniaken Mainz seine 

Räumlichkeiten zur Verfügung ge-

stellt. Kooperationspartner_innen des 

Angebots sind die Schura Rheinland-

Pfalz, das Islamisches Kulturzentrum 

der Bosniaken Mainz und Kompass – 

Muslimische Jugendbildung.  

Weitere Informationen hier. 

Mehr als 620 Anträge auf Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse  

Das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz hat erste Zahlen für 2012 

Erste vorläufige Berechnungen erga-

ben, dass 624 Personen, davon 378 

Frauen und 246 Männer, die Anerken-

nung ihrer ausländischen Berufsquali-

fikation im Jahr 2012 in Rheinland-

Pfalz beantragt haben. Bei 89 Prozent 

der abgeschlossenen Verfahren konn-

te eine vollständige Gleichwertigkeit 

mit dem deutschen Referenzberuf 

festgestellt werden. 

Hinsichtlich dieser hohen Erfolgsquote 

wird darauf hingewiesen,  dass weni- 

ger erfolgversprechende Anerken-

nungsanträge wahrscheinlich vor der 

endgültigen Entscheidung zurückge-

zogen werden und damit auch nicht in 

der Statistik auftauchen.  

Die meisten Anträge, 72,9 Prozent, 

wurden im Bereich der medizinischen 

Gesundheitsberufe gestellt. 

Dazu gehören die Berufe der Kranken- 

und Altenpflege sowie der Arztberuf. 

Dies sind reglementierte Berufe, was 

bedeutet, 

dass die erfolgreiche Anerkennung 

Voraussetzung für die Ausübung des 

Berufes ist. Fast ein Fünftel der An-

träge zielten auf eine Anerkennung in 

nicht-reglementierten Berufen. Bei 

den meisten Anträgen (285) handelte 

es sich um Abschlüsse aus der Euro-

päischen Union, danach folgen Anträ-

ge aus den weiteren Ländern Europas 

(189) und dann Anträge aus asiati-

schen Ländern (102).Weitere Informa-

tionen finden Sie hier.  

Beratung und Information zur Anerkennung ausländischer Berufsab-
schlüsse 

Die Erstberatungs- und landesweite Servicestelle für Mainz und Rheinhessen bei der 
AGARP ist Teilprojekt des Landesnetzwerks Integration durch Qualifizierung (IQ) 
und gehört zu dem Förderprogramm IQ 

 

 

 

 

 

Das Landesnetzwerk Rheinland-Pfalz 

wird vom Institut für Sozialpädagogi-

sche Forschung koordiniert und bietet 

landesweit in vier IQ Anlaufstellen 

(Koblenz, Ludwigshafen, Mainz und 

Trier) Beratung  und Unterstützung 

zum Anerkennungsverfahren auslän-

discher Abschlüsse. Die IQ Erstbera-

tungsstelle für Mainz und Rheinhes-

sen ist bei der AGARP angesiedelt.  

Dort können Sie sich beraten lassen 

zu Fragen wie: Brauche ich eine Aner-

kennung, um in meinem Beruf arbei-

ten zu können? Kann mein ausländi-

scher Berufsabschluss anerkannt 

werden? Welche Stelle ist für die An-

erkennung zuständig? Welche Unter-

lagen benötige ich für das Anerken-

nungsverfahren? Wir beraten per Te-

lefon, E-Mail, Post oder - nach einer 

Terminvereinbarung - in einem per-

sönlichen Gespräch. Die Beratung ist 

kostenfrei. 

Für die Beratung benötigen wir fol-

gende Informationen: Name, Telefon-

nummer oder Mailadresse, den Wohn- 

ort, das Alter und die Staatsangehö-

rigkeit. Bei persönlichen Beratungen 

bringen Sie bitte Zeugnisse, Diplome 

im Original (und mit deutscher Über-

setzung) sowie einen Lebenslauf und 

falls vorhanden (Bescheide von zu-

ständigen Anerkennungsstellen mit.  

Wir sind von Montag bis Freitag für 

Sie erreichbar, Telefon: 06131 / 945 

97 27, E-Mail: beratung-

anerkennung@agarp.de. Das Förder-

programm IQ wird aus Mitteln des 

BMAS, des BMBF und der BA finan-

ziert.  

Weitere Informationen finden Sie hier.  

http://www.muslimische-jugendbildung.de/
http://www.statistik.rlp.de/aktuell-presse/pressemitteilungen/einzelansicht/archive/2013/july/article/mehr-als-620-antraege-auf-anerkennung-auslaendischer-berufsqualifikation-erste-zahlen-zum-anerkennun/
http://www.rhein-saar.netzwerk-iq.de/fileadmin/redaktion_rhein-saar/eigene_Publikationen/Faltblatt_IQ_Netzwerk_RP_Druckfassung.pdf
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Toleranz 

Will man einen kurzen Beitrag zum Begriff Toleranz schreiben, erfährt man einiges. 
Die evangelische Kirche zum Beispiel 

feiert das Jahr 2013 als Jahr der Tole-

ranz. - Aha. 

Der internationale Tag für Toleranz 

findet jedes Jahr am 16. November 

statt. Der Gedenktag geht zurück auf 

den 16.11.1995: damals unterzeichne-

ten 185 Mitgliedsstaaten der UNESCO 

feierlich die Erklärung der Prinzipien 

zur Toleranz. - Das ist interessant, hilft 

mir aber jetzt nicht.  

Man könnte sich einmal ausgiebig mit 

der religiösen Toleranzforschung be-

schäftigen, ebenso mit der Geschichte 

der Toleranzidee, ich nenne nur Les-

sing und Voltaire. - Aber eine Disserta-  

tion sollte ich nicht schreiben. Dazu 
habe ich auch gar keine Zeit. Das 
Verb tolerieren wurde im 16. Jahrhun-
dert aus dem lateinischen tolerare ent-
lehnt. Das heißt  „erdulden“ oder „er-
tragen“  - Das ist schon interessanter, 
finde ich.  Toleranz heißt also Duld-
samkeit. Das ist kein modernes Wort. 
Ertragen liegt nicht im Trend. Es geht 
um gelten und gewähren lassen ande-
rer Überzeugungen, Handlungsweisen 
und Sitten. Klingt leicht, ist es aber of-
fensichtlich nicht. Und tolerieren klingt 

oft so überheblich... 

 Laut UNESCO ist Toleranz "eine Tu-

gend, die den Frieden ermöglicht", 

und dazu beiträgt, "den Kult des Krieg- 

es durch eine Kultur des Friedens zu 
überwinden". - Nicht die Toleranz 
kann dazu beitragen, das müssen 
schon die Menschen tun... 
Am besten hat es für mich immer 
noch Goethe gesagt, ich finde, er 
nutzt sich auch nach intensivem Ge-
brauch nicht ab: 
"Toleranz sollte eigentlich nur eine 
vorübergehende Gesinnung sein. 
Sie muss zur Anerkennung führen. 
Dulden heißt beleidigen."  

Sehr schön, Herr Geheimrat, Danke. 
Schließlich arbeite ich für die Aner-
kennungsberatung... 
 
Stephanie Söndgen, AGARP 
 

Beispiele der Arbeit der Beiräte für Migration und Integration 

Die Aufgaben der Beiräte für Migration 

und Integration sind vielfältig. Sie rei-

chen von der Interessenvertretung der 

eingewanderten Bevölkerung einer 

Gemeinde/Stadt/Verbandsgemeinde 

oder eines Landkreises über Zusam-

menarbeit mit ihrer jeweiligen Kom-

mune, um ein gleichberechtigtes Zu-

sammenleben von Menschen mit und   

ohne  Migrationshintergrund in Ihrer 

Kommune zu erreichen, bis hin zum 

Einsatz gegen Vorurteile und Diskri-

minierung in der Gesellschaft und auf 

dem Arbeitsmarkt.  

Die Migrationsbeiräte haben die Auf-

gabe, (gesellschafts-) politische Ent-

wicklungen und Vorkommnisse zu be-

obachten, diese mit den politischen 

Verantwortlichen zu thematisieren und 

gemeinsam die Integrationspolitik in  

der Kommune zu gestalten. Die fol-

genden Beispiele zeigen, wie die Bei-

räte vor Ort migrationspolitische The-

men aufgreifen und aktiv gestalten 

können.  

Schicken auch Sie uns Informatio-

nen zu Ihren Veranstaltungen vor 

Ort, wir berichten gerne über diese  

in unserem Newsletter.   

Europafest in Andernach 
Beirat für Migration und Integration informiert 

Auch der Beirat für Migration und In-

tegration hat sich mit einem Stand vor 

dem Historischen Rathaus am Euro-

pafest beteiligt.  

Dort gaben die Mitglieder einen Ein-

blick in ihre Arbeit und die VHS An-

dernach informierte über ihre Integra-

tionsangebote.  

 

 

 

Sehr erfreut war Jacqueline Engel, 

Vorsitzende des Beirats (2.von 

rechts), über den Besuch des Lan-

desbeauftragten für Migration und In-

tegration in Rheinland-Pfalz, Herrn 

Miguel Vicente aus Mainz (1. von 

rechts) 
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Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine  
13.09.2013 ACHTUNG VERSCHOBEN  auf Frühjahr 2014!!! Fachtagung "Kompetente Partner_innen vor Ort - 

Beiräte für Migration und Integration", Nürnberg, 11.00-16.00 Uhr. Nähere Infos hier !  

 
14.09.2013       Family Öztürk - Deutscher als du denkst! Bad Neuenahr-Ahrweiler, 19 Uhr. Nähere Infos hier !  

 
18.09.2013       Politische Partizipation - Teilhabe und Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern mit Migrations-

hintergrund an politischen Willensbildungs- und  Entscheidungsprozessen,  Alzey, 17.00-20.30 Uhr. 

Nähre Infos hier ! 
 
21.09.2013  Bundesweite Auftaktveranstaltung der Interkulturellen Woche, Kiel, 12.00-19-30 Uhr. Nähere Infos 

hier !  
 
21.09.2013 Freundschaftsfest, Betzdorf, 12.00-18.00 Uhr, Nähere Infos hier !  
 
26.09.2013 Vorbereitungstagung „Internationale Wochen gegen Rassismus 2014“, Frankfurt/M., 11.00-16.00 

Uhr. Nähere Infos hier ! 
 
27.09.2013 „Antragskonzept und Finanzierung von MSO-Projekten“, Qualifizierung von MigraMundi in Wiesba-

den, 12.00-19.00 Uhr und 9.00-17.00 Uhr. Nähere Infos hier !  
 
28.09.2013 Theaterstück „Almanya Ich liebe Dich“, Eisenberg / Pfalz, 18.30 Uhr Nähere Infos hier! 
 
26.10.2013       AGARP-Delegiertenversammlung, Koblenz, 13.00-17.00 Uhr. Nähere Infos hier ! 

   Wenn Sie die Aktivitäten Ihres Beirats vorstellen möchten,  wenden Sie sich bitte an newsletter@agarp.de 

Unser nächster Newsletter wird voraussichtlich im November 2013 erscheinen. 

http://www.agarp.de/cms/
http://www.bad-neuenahr-ahrweiler.de/sv_bad_neuenahr_ahrweiler/Aktuelles/Aktuelles/Familye%20%C3%96zt%C3%BCrk%20-%20Deutscher%20als%20du%20denkst!/
http://www.agarp.de/cms/images/2-folder_toleranz2013.pdf
http://www.interkulturellewoche.de/veranstaltung/2013/kiel/bundesweiter-auftakt-zur-interkulturellen-woche-2013-kiel
http://www.betzdorf.de/stepone/data/downloads/80/03/00/Programm_zum_Freundschaftsfest.pdf
http://www.internationale-wochen-gegen-rassismus.de/
http://www.migramundi.de/anhaenge/anhaenge/MigraMundi_Fortbildung_2013_2.pdf
http://theaterhalberapfel.de/spielplan/
http://www.agarp.de/cms/

